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Dieser NEWSLETTER informiert Sie kostenlos über die wichtigsten Aktivitäten der „Österreichischen Gesellschaft für Politikberatung und Politikentwicklung (ÖGPP). Wir sind dankbar für Ihre Anregungen. Wenn Sie den Newsletter nicht mehr haben wollen, bitten wir um eine kurzes E-Mail.

· Studie „ZUKUNFT DER STÄDTE EUROPAS – Zukunftsprogramme großer europäischer Städte und ihre Relevanz für Wien“ bei Pressekonferenz in Wien präsentiert

· Studie „LEBEN IN INNSBRUCK – Einkommen und Lebenshaltungskosten der Innsbrucker Bevölkerung“ bei Pressekonferenz in Innsbruck präsentiert

· Informationsschrift zur DIENSTLEISTUNGSRICHTLINIE der EU in aktualisierter Form erschienen
· WAHLKALENDER für Europa 2006-2010 aktualisiert
Studie „ZUKUNFT DER STÄDTE EUROPAS“ präsentiert

Der internationale Wettbewerb der Städte um die Zuwanderung von Betrieben, Forschungsstätten oder WissenschafterInnen ist härter geworden. Die Globalisierung zwingt auch Städte zum Blick über ihre Grenzen. Die Studie der ÖGPP hat Stadtentwicklungs- und Zukunftsprogramme von 32 europäischen Großstädten unter die Lupe genommen und auf ihre Relevanz für Wien geprüft. Das Ergebnis: Wien liegt im internationalen Vergleich gut, etwa bei Gesundheit, Soziales, Umwelt, Verkehr, Wirtschaft, Wohnen, Partizipation und Sicherheit. Aber es gibt auch etliche Entwicklungen und Städte, die genau beobachtet werden müssen, damit Wien im Wettbewerb nicht zurückfällt.

Die Studie wurde am 28.4. in Wien präsentiert. Sie umfasst 87 Seiten.

zur Studie
Studie „LEBEN IN INNSBRUCK“ präsentiert

Die Studie „Leben in Innsbruck“ über die Einkommen und Lebenshaltungskosten in der Landeshauptstadt zeigt: das Leben in Innsbruck ist in den letzten Jahren sehr teuer geworden, viele Lebenshaltungskosten sind deutlich gestiegen. Gleichzeitig wachsen die Einkommensprobleme und die Armut vieler Menschen. 44% der Innsbrucker ArbeitnehmerInnen (mehr als 23.700 Menschen) sind nur teilzeitbeschäftigt oder sogar zeitweise arbeitslos, über 8.000 gehören zur Gruppe der „working poor“. Schon 14% der InnsbruckerInnen (16.200 Menschen) sind armutsgefährdet, 9.300 dauerhaft arm.

Die Studie wurde am 10.4. in Innsbruck präsentiert. Sie umfasst 48 Seiten

zur Studie
Informationsschrift zur DIENSTLEISTUNGSRICHTLINIE der EU in aktualisierter Form erschienen

Die einen sagen: Sie wäre die angestrebte Vollendung des Binnenmarkts. Sie würde den Markt öffnen, damit Dienstleister in ganz Europa endlich ohne Behinderungen arbeiten können. Unnötige Bürokratie würde abgebaut. Hunderttausende zusätzliche Arbeitsplätze würden entstehen. Geschützte Sektoren wie die Daseinsvorsorge blieben verschont. Auch die Rechte der ArbeitnehmerInnen würden nicht betroffen sein. Und Österreich würde zu den Hauptnutznießern zählen. Die anderen sagen: Sie wäre der bisher radikalste und umfassendste Angriff auf die Sozialsysteme der EU-Staaten. Sie würde nicht den Binnenmarkt vollenden, sondern den Demokratieabbau. Sie würde massivstes Lohn- und Sozialdumping zur Folge haben und die Preisgabe der Daseinsvorsorge bedeuten. Es gäbe kaum mehr Konsumentenschutz und auch die Umgehung von Umweltstandards. Sie würde zu enormer Rechtsunsicherheit führen. der "Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates über Dienstleistungen im Binnenmarkt" lässt die Emotionen hoch gehen. Wir haben alles Wesentliche zu dieser Richtlinie übersichtlich, verständlich und vollständig zusammengefasst und mit Stand März 2006.

zur aktualisierten Studie
WAHLKALENDER für Europa 2006-2010 aktualisiert

Unser regelmäßiger Wahlkalender zeigt bis zum Jahr 2010 für alle Staaten Europas die Termine der nächsten Wahlen jeweils für das Staatsoberhaupt und die Parlamente auf nationaler, regionaler und lokaler Ebene. Er wird regelmäßig aktualisiert.

zum Wahlkalender
Die ÖGPP dankt allen Förderern ihrer Arbeit, 

im Besonderen auch der Bank Austria Creditanstalt sowie der Wiener Städtischen Versicherung
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